
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

K l a g e 

 

 

 

des/der Herrn/Frau [vollständiger Name], [vollständige Anschrift] 

- Kläger[in] -  

 

g e g e n 

 

die Hansestadt Lübeck, vertreten durch den Bürgermeister, Fischergrube 53, 23539 

Lübeck,  

 

- Beklagte -  

 

 

 

wegen: Straßenreinigungsgebühren 

 

 

erhebe[n] ich [wir] Klage gegen die Beklagte und beantrage[n] 

 

den Straßenreinigungsgebührenbescheid der Beklagten vom [Datum] 

in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom [Datum] insoweit 

aufzuheben, als Straßenreinigungs- und Winterdienstgebühren für die 

Zeiträume 01.01.2015 bis 31.12.2015 und 01.01.2016 bis 31.12.2016 

festgesetzt werden.  
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Begründung:  

 

I.  

Ich bin [wir sind] Eigentümer des Grundstückes [Anschrift] in Lübeck. Mit 

dem als  

 

Anlage K 1 

 

beigefügten Bescheid wurde ich [wurden wir] zu Straßenreinigungs- und 

Winterdienstgebühren herangezogen. Hiergegen habe ich [haben wir] mit 

dem in Kopie als  

 

Anlage K 2 

 

beigefügten Widerspruchsschreiben vom [Datum] Widerspruch eingelegt. 

 

Der eingelegte Widerspruch wurde mit Widerspruchsbescheid vom [Datum], 

 

Anlage K 3, 

 

zurückgewiesen. 

 

II.  

Die vorliegende Klage dient zunächst der Fristenwahrung. 

 

Die angefochtene Festsetzung der Straßenreinigungs- und 

Winterdienstgebühren für die Jahre 2015 und 2016 beruht auf der 

rückwirkenden Gebührenbemessung der 3. Satzung zur Änderung der 

Straßenreinigungs- und Straßenreinigungsgebührensatzung der Hansestadt 

Lübeck vom 13.12.2017.  

 

Anlage K 4 

 

Mit dieser Satzung werden rückwirkend die Satzungsvorschriften der §§ 9 

Abs. 7 und 10 Abs. 3 der Straßenreinigungs- und 
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Straßenreinigungsgebührensatzung der Antragsgegnerin vom 01.12.2014, 

welche die Bemessung der Straßenreinigungs- und Winterdienstgebühren in 

den unterschiedlichen Klassen vornimmt, geändert und neue Gebühren 

festgelegt. 

 

Gegen diese Änderungssatzung ist vom Deutschen Mieterbund Mieterverein 

Lübeck e.V. ein Normenkontrollverfahren vor dem Schleswig-Holsteinischen 

Oberverwaltungsgericht angestrengt worden. 

 

Sobald mir [uns] ein entsprechendes Aktenzeichen vorliegt, werden wir dies 

mitteilen. 

 

Ich bitte [wir bitten] einstweilen, 

 

die Verhandlung bis zur Erledigung des vorgenannten 

Normenkontrollverfahrens auszusetzen. 

 

 

[Name, Datum, Unterschrift] 
 

 

 


